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Richtlinien über die Gewährung von Zuwen-
dungen für Denkmalschutz und Denkmalpfl ege

(Förderrichtlinien Denkmalpfl ege)

Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

– 525 –

Vom 16. Mai 2019

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Zuwendungszweck

Ziel der Landesregierung ist es, durch Denkmalschutz 
und Denkmalpfl ege das baukulturelle, archäologische 
und paläontologische Erbe Nordrhein-Westfalens zu er-
halten. 

Das Land gewährt nach §§  35 und 36 des Denkmal-
schutzgesetzes vom 11. März 1980 (GV. NRW. S. 226, ber. 
S. 716) in der jeweils geltenden Fassung Landesmittel als 
Zuwendungen für den Erhalt, die Pfl ege, die sinnvolle 
Nutzung, die wissenschaftliche Erforschung und die öf-
fentliche Präsentation von Denkmälern. 

1.2
Rechtsgrundlagen

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt die Zuwendun-
gen für Maßnahmen im Bereich des Denkmalschutzes 
und der Denkmalpfl ege auf Antrag nach Maßgabe dieser 
Förderrichtlinie sowie den §§ 23 und 44 der Landeshaus-
haltsordnung (im Folgenden LHO genannt) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. 
S.  158) und des Runderlasses des Finanzministeriums 
„Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung“ 
vom 30. September 2003 (MBl. NRW. S. 1254) jeweils in 
der jeweils geltenden Fassung.

Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres 
pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen des von der 
Obersten Denkmalbehörde aufgestellten Denkmalför-
derungsprogrammes. Die Förderung erfolgt ohne Rechts-
anspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

Aus gewährten Zuwendungen kann nicht auf eine künf-
tige Förderung geschlossen werden. 

2
Gegenstand der Förderung

Gefördert werden Maßnahmen, die zum Erhalt und In-
standsetzung der denkmalwerten Substanz eines Objek-
tes nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes sowie sonstiger 
archäologischer Stätten, deren Erforschung, Erfassung, 
Sicherung und Präsentation erforderlich sind. Den Ge-
meinden können zur Förderung denkmalpfl egerischer 
Maßnahmen Dritter Pauschalmittel zur eigenen Bewirt-
schaftung zugewiesen werden.

Teil 1

3 
Pauschalzuweisungen an Gemeinden und Gemeindever-
bände zur Förderung von Denkmalpfl egemaßnahmen

3.1 
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Gemeinden und Gemeinde-
verbände. Diese sind gemäß Nummer  12 der Verwal-
tungsvorschriften für Zuwendungen an Gemeinden zu 
§  44 LHO, Teil II der Verwaltungsvorschriften zur LHO 
(im Folgenden VVG genannt) zur Weiterleitung der För-
dermittel berechtigt und gewähren aus den ihnen zur 
Verfügung gestellten Mitteln Zuschüsse zur Förderung 
kleinerer privater Denkmalpfl egemaßnahmen an natürli-
che und juristische Personen. 

3.2
Zuwendungsvoraussetzung

Voraussetzung für die Gewährung von Pauschalzuwei-
sungen ist die Veranschlagung von komplementären 
kommunalen Haushaltsmitteln. 

3.3 
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

3.3.1 
Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung 
gewährt.

3.3.2
Finanzierungsart

Die Zuwendung wird als Festbetragsfi nanzierung ge-
währt. 

3.3.3
Form der Zuwendung

Die Mittel werden Gemeinden und Gemeindeverbänden 
als Pauschalzuweisungen zur Förderung kleinerer Denk-
malpfl egemaßnahmen Dritter zugewiesen.

3.3.4
Bemessungsgrundlage

3.3.4.1
Die Gewährung von Pauschalmitteln an Gemeinden und 
Gemeindeverbände richtet sich nach der Größe des 
Denkmalbestandes, dem Umfang der denkmalpfl egeri-
schen Maßnahmen in der Gemeinde und in dem Gemein-
deverband sowie der jeweiligen haushälterischen Situa-
tion der einzelnen Kommune.

3.3.4.2
Die von Seiten des Landes zur Verfügung gestellten Pau-
schalmittel sind grundsätzlich in gleicher Höhe durch 
die Gemeinde beziehungsweise den Gemeindeverband 
im jeweiligen Haushalt zu verstärken. Gemeinden, die 
ein Haushaltsicherungskonzept gemäß § 76 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) oder einem Haushaltsanierungsplan gemäß 
§  6 des Stärkungspaktgesetzes vom 9. Dezember 2011 
(GV. NRW. S.  662) jeweils in der jeweils geltenden Fas-
sung aufzustellen haben, erhalten eine Erhöhung der 
landesseitigen Pauschalmittel um 20 Prozent. Gemein-
den mit einem überdurchschnittlichen Denkmalbestand 
pro Einwohner erhalten eine Erhöhung der landessei-
tigen Pauschalmittel um 10 Prozent. Der insgesamte 
 Fördersatz kann somit bis zu 80 Prozent betragen. Die 
Fördersätze pro Gemeinde werden jährlich durch das für 
Denkmalschutz zuständige Ministerium veröffentlicht.

3.3.4.3
Zweckgebundene Geldspenden können als Komplemen-
tärmittel eingesetzt werden, soweit gemäß Nummer 2.3.3 
VVG zu § 44 LHO ein kommunaler Eigenanteil in Höhe 
von 10 Prozent verbleibt.

3.3.4.4
Abweichend von Nummer 1.1 VVG sollen Zuwendungen 
nur bewilligt werden, wenn die Zuwendung im Einzelfall 
mehr als 1 000 Euro beträgt.

3.3.4.5
Die Zuwendung ist zusammen mit den kommunalen Ver-
stärkungsmitteln nach Maßgabe des Absatzes 2 an den 
Endbegünstigten weiterzuleiten. Hierfür ist folgende Ne-
benbestimmung entsprechend des jeweiligen Fördersat-
zes nach Absatz 2 in den Zuwendungsbescheid mit auf-
zunehmen:

„Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger hat die mit der Zuwendung gewährten Lan-
desmittel
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Teil 2

4
Förderung von denkmalpfl egerischen Einzelprojekten

4.1 
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Gemeinden und Gemeinde-
verbände, Kirchen oder Religionsgemeinschaften sowie 
private (juristische und natürliche) Personen.

4.2
Zuwendungsvoraussetzung

Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn das zu 
fördernde Objekt gemäß § 3 des Denkmalschutzgesetzes 
in die Denkmalliste eingetragen ist oder dessen vorläufi -
ger Schutz gemäß § 4 des Denkmalschutzgesetzes ange-
ordnet wurde und die endgültige Unterschutzstellung bis 
zum Abschluss der Maßnahme voraussichtlich erfolgen 
wird. Maßnahmen der wissenschaftlichen Erforschung 
sowie kommunale Maßnahmen der Denkmalerfassung 
und der Präsentation müssen grundsätzlich entspre-
chende Objekte beinhalten oder der Vorbereitung einer 
Entscheidung nach dem Denkmalschutzgesetz dienen. 
Bei Baumaßnahmen muss eine Erlaubnis nach §  9 des 
Denkmalschutzgesetzes vorliegen.

4.3 
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

4.3.1
Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung 
als nicht rückzahlbare Zuschüsse zu den zuwendungsfä-
higen Ausgaben gewährt.

4.3.2
Finanzierungsart

Die Zuwendung wird grundsätzlich als Anteilsfi nanzie-
rung mit Höchstbetragsregelung gewährt. Bei durch den 
Bund kofi nanzierten Projekten kann in Ausnahmefällen 
entsprechend der Regelungen des Bundes für die Kofi -
nanzierung eine Zuwendung in Form der Fehlbedarfsfi -
nanzierung mit Höchstbetragsregelung gewährt werden. 

4.3.3
Form der Zuwendung

Die Mittel werden als Einzelzuschüsse für denkmalpfl e-
gerische Maßnahmen gewährt.

4.3.4
Bemessungsgrundlage

Förderfähig sind die denkmalbedingten Aufwendungen 
für Baudenkmäler und bewegliche Denkmäler sowie 
Ausgaben für Bauvoruntersuchungen, wissenschaftliche 
Erforschung und Erfassung sowie Präsentation.

4.3.5
Höhe der Zuwendung

4.3.5.1
Die Höhe der Zuwendung beträgt für Gemeinden und 
Gemeindeverbände, Kirchen oder Religionsgemeinschaf-
ten bis zu 30 Prozent und für Private bis zu 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben.

4.3.5.2
Eigene Arbeit- und Sachleistungen des Antragstellers in 
Form von freiwilligen, unentgeltlichen Leistungen kön-
nen als fi ktive Ausgabe in die Bemessungsgrundlage ein-
bezogen werden. Bei freiwilligen unentgeltlichen Arbei-
ten können 15 Euro je Arbeitsstunde angesetzt werden. 
Die freiwilligen, unentgeltlichen Arbeiten von Architek-
ten und Ingenieuren sind mit dem Mindestwert der 
 Honorarzone bei den anzurechnenden Kosten nach der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure vom 
10.  Juli 2013 (BGBl.  I S.  2276) anzusetzen. Freiwillige, 
unentgeltliche Arbeiten von Fachfi rmen werden auf der 

a)   in gleicher Höhe mit eigenen kommunalen Mitteln 
(bei einem Fördersatz von 50 Prozent),

b)   mit kommunalen Mitteln in der Höhe von einem 
 Viertel der Landesmittel (Fördersatz 80 Prozent),

c)   mit kommunalen Mitteln in der Höhe von drei Sieb-
teln der Landesmittel (Fördersatz 70 Prozent) oder

d)   mit kommunalen Mitteln in der Höhe von zwei 
 Dritteln der Landesmittel (Fördersatz 60 Prozent)

zu verstärken und an den Endbegünstigten weiterzulei-
ten.“

3.4

Verfahren

Das Verwaltungsverfahren soll entsprechend dem E-Go-
vernment-Gesetz Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 551) in der jeweils geltenden Fassung weit-
gehend elektronisch durchgeführt werden.

3.4.1

Der Antrag auf Bewilligung von Pauschalmitteln ist bei 
der zuständigen Bewilligungsbehörde (Bezirksregierung) 
in der Regel bis zum 1. Oktober des dem Denkmalförde-
rungsprogramm vorausgehenden Jahres zu stellen.

3.4.2

Abweichend von Nummer  1.4 der Anlage 1 zu Num-
mer 5.1 VVG zu § 44 der Landeshaushaltsordnung – All-
gemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an Gemeinden (im Folgenden AN-
Best-G genannt) erfolgt die Auszahlung der Zuwendung 
automatisch zum 31. Juli des Bewilligungsjahres. Soweit 
die Bestandskraft des Zuwendungsbescheids nach dem 
31. Juli eintritt, erfolgt die Auszahlung zum Zeitpunkt 
der Bestandskraft.

Bedingt hierdurch gelten folgende Abweichungen von 
den ANBest-G:

3.4.2.1

Abweichend von Nummer 9.3.1 ANBest-G kann ein Wi-
derruf mit Wirkung für die Vergangenheit auch in Be-
tracht kommen, soweit die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger den ausgezahlten Be-
trag nicht innerhalb des Durchführungszeitraums zur 
Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet.

3.4.2.2

Abweichend von Nummer 9.5 Satz 1 ANBest-G können 
für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentspre-
chenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß §  49a 
Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung verlangt werden, wenn ausgezahlte Beträge 
nicht innerhalb des Durchführungszeitraums zur Erfül-
lung des Zuwendungszwecks verwendet worden sind 
und der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen 
oder widerrufen wird.

Auf die Abweichungen gemäß Satz  1 und Nummer 
3.4.2.1 ist im Zuwendungsbescheid hinzuweisen.

3.4.3

Die Gemeinden und Gemeindeverbände bewilligen Zu-
schüsse an Dritte aus den Ihnen zur Verfügung gestellten 
Pauschalmitteln nach den Vorgaben von Teil  2 dieser 
Richtlinie in Verbindung mit der VV zu §  44 LHO. Die 
durch die Gemeinde und durch den Gemeindeverband 
aus diesen Mitteln gewährten Zuschüsse an Dritte müs-
sen im Einzelfall mindestens 200 Euro betragen und 
dürfen den Betrag von 10 000 Euro nicht überschreiten.

Anträge sind schriftlich vor Maßnahmebeginn bei der 
Unteren Denkmalbehörde einzureichen. 
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5.3
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Neben den einschlägigen Bestimmungen der ANBest-G 
ist den Zuwendungsempfängern zusätzlich aufzugeben:

5.3.1
Abweichungen vom durch die Oberste Denkmalbehörde 
bekanntgegebenen Jahresprogramm nach § 36 Denkmal-
schutzgesetz, die im Laufe des Haushaltsjahres notwen-
dig werden und zu neuen Einzelprojekten führen, bedür-
fen der Zustimmung der Obersten Denkmalbehörde. Ein 
entsprechender Antrag ist der Bewilligungsbehörde vor-
zulegen.

5.3.2
Die von den Ämtern für Bodendenkmalpfl ege geführten 
monatlichen Grabungskalender sind der Bewilligungs-
behörde und der Obersten Denkmalbehörde am Monats-
anfang zur Kenntnis zu geben.

5.3.3
Befunde und Funde von besonderer Bedeutung sind der 
Bewilligungsbehörde und der Obersten Denkmalbehörde 
unverzüglich anzuzeigen.

5.3.4
Auf Anforderung sind der Bewilligungsbehörde und der 
Obersten Denkmalbehörde Projektdaten, -ergebnisse, 
und -erfahrungen zu geförderten Maßnahmen zur Verfü-
gung zu stellen.

5.3.5
Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger sind verpfl ichtet, sich an Landesausstellungen 
über die Ergebnisse der geförderten Maßnahmen zu be-
teiligen. Dazu sind bei der Organisation der Landesaus-
stellungen gegebenenfalls Funde, Ergebnisberichte, wis-
senschaftliche Studien, Abbildungsmaterial und -vorla-
gen sowie Modelle zur Verfügung zu stellen.

5.3.6
Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger legen der Bewilligungsbehörde bis zum 30. Sep-
tember des auf die Bewilligung folgenden Jahres einen 
Verwendungsnachweis auf Grundlage des Grundmusters 
3 der Anlage 4 zu Nummer  10.3 der VVG zu §  44 LHO 
mit dem Sachbericht und dem dazu gehörenden zahlen-
mäßigen Nachweis vor.

5.3.7
Die von ihnen als Erstempfängerin oder Erstempfänger 
geprüften Verwendungsnachweise der Letztempfänger 
der Zuwendungen sind dem Verwendungsnachweis nach 
Nummer 7.1 ANBest-G beizufügen.

5.4
Verfahrensvorschriften

5.4.1
Antragsverfahren

5.4.1.1
Antragstellung und Antragsunterlagen

Anträge zur Förderung bodendenkmalpfl egerischer Maß-
nahmen sind unter Beifügung des entsprechenden Jah-
resprogramms bis zum 1. November des dem Bewilli-
gungszeitraum vorausgehenden Jahres in zweifacher 
Ausfertigung nach Grundmuster 1 der Anlage 2 zu Num-
mer 3.1 VVG zu § 44 LHO der Bezirksregierung Köln be-
ziehungsweise Münster vorzulegen. Als Bestandteil des 
Antrags sind eine schriftliche Projektbeschreibung sowie 
ein Finanzierungsplan des beabsichtigten Jahrespro-
gramms vorzulegen.

Die Gesamtkosten der Maßnahmen sind summarisch 
auszuweisen.

Ausgrabungen und Sonderprojekte, Konservierungs- 
und Restaurierungsmaßnahmen sowie Veröffentlichun-
gen werden in einer gesonderten Programmliste zusam-
mengefasst.

Grundlage der DIN 276:2018-12 „Kosten im Bauwesen“ 
in Verbindung mit den Kostenwerten des Baukostenin-
formationsdienstes mit dem anteiligen Wert von 70 Pro-
zent in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Die An-
rechnung erfolgt unter der Bedingung, dass die Zuwen-
dung nicht die Summe der tatsächlichen Ausgaben 
überschreitet. 

4.3.5.3
Zweckgebundene Geldspenden können zur Erbringung 
des Eigenanteils eingesetzt werden, bei Gemeinden und 
Gemeindeverbänden soweit gemäß Nummer  2.3.3 VVG 
zu § 44 LHO ein Eigenanteil von 10 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben verbleibt.

4.4
Verfahren

4.4.1
Anträge sind schriftlich mit Formblatt vor Maßnahmebe-
ginn in der Regel bis zum 1. Oktober des dem Denkmal-
förderungsprogramms vorausgehenden Jahres bei der 
zuständigen Bewilligungsbehörde (Bezirksregierung) 
einzureichen. Der Unteren Denkmalbehörde (Gemeinde) 
ist eine Kopie des Antrags einzureichen. Dem Antrag 
sind die zur Prüfung der beabsichtigten Maßnahme er-
forderlichen Unterlagen (wie zum Beispiel Kostenvoran-
schläge, Leistungsbeschreibungen, Planzeichnungen, Fi-
nanzierungspläne) beizufügen.

4.4.2
Gemäß § 36 des Denkmalschutzgesetzes bereitet die Be-
zirksregierung das Denkmalförderungsprogramm im Be-
nehmen mit dem Landschaftsverband für das jeweils fol-
gende Jahr vor. Der Programmvorschlag ist der Obersten 
Denkmalbehörde, die das Denkmalförderungsprogramm 
aufstellt, bis zu einem von ihr benannten Termin vorzu-
legen.

4.4.3
Bewilligungsbehörden sind die Bezirksregierungen. Eine 
Durchschrift des Zuwendungsbescheides ist dem Land-
schaftsverband sowie der Unteren Denkmalbehörde zu-
zuleiten.

Teil 3

5
Zuwendungen für Aufgaben der Bodendenkmalpfl ege

5.1 
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind der Landschaftsverband 
Rheinland, der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
und die Stadt Köln.

5.2
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.2.1
Zuwendungsart

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung 
gewährt.

5.2.2
Finanzierungsart

Die Zuwendung wird für Maßnahmen in Form der An-
teilfi nanzierung mit Höchstbetragsregelung gewährt. Der 
Fördersatz beträgt maximal 80 Prozent je Einzelprojekt 
des Jahresprogramms.

5.2.3
Form der Zuwendung

Die Mittel werden als Zuweisung gewährt.

5.2.4
Bemessung der Zuwendung

Zuwendungsfähig sind die in der Anlage aufgeführten 
Ausgaben.
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5.4.1.2
Antragsweg

Auf Grundlage der vorgelegten Jahresprogramme berei-
ten die Bezirksregierungen das Förderprogramm für das 
jeweils folgende Jahr vor. Der Programmvorschlag ist der 
Obersten Denkmalbehörde bis zu einem durch diese fest-
gelegten Termin von der Bewilligungsbehörde vorzule-
gen. Das Förderprogramm wird in einer gemeinsamen 
Besprechung der Fördernehmerinnen und Fördernehmer 
und der Bewilligungsbehörde mit dem für Denkmal-
schutz zuständigen Ministerium abgestimmt.

5.4.2
Bewilligungsverfahren

5.4.2.1
Bewilligungsbehörden sind die Bezirksregierungen Köln 
und Münster.

5.4.2.2
Auszahlung der Mittel

Die Auszahlung der Mittel erfolgt quartalsweise.

5.4.3
Weiterleitung der Mittel

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind gemäß 
Nummer 12 VVG zu § 44 LHO zur Weiterleitung der För-
dermittel berechtigt.

Teil 4

6
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1
§ 35 Absatz 5 des Denkmalschutzgesetzes fi ndet Anwen-
dung.

6.2
Ausnahmen von dieser Richtlinie bedürfen der Zustim-
mung des für Denkmalschutz zuständigen Ministeriums.

6.3
Auf Bautafeln und in Publikationen, wie beispielsweise 
Plakaten und Broschüren, ist die fi nanzielle Beteiligung 
des Landes in geeigneter Weise öffentlich kenntlich zu 
machen. So sind das Landeswappen in der jeweils gülti-
gen Wort-Bild-Marke des für Denkmalschutz zuständi-
gen Ministeriums sowie der entsprechende Hinweis auf-
zunehmen: „Gefördert vom Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nord-
rhein-Westfalen“.

7
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Der Runderlass tritt am 1. Juli 2019 in Kraft und am 30. 
Juni 2024 außer Kraft. 
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Anlage 
 
Zuwendungsfähige Ausgaben Bodendenkmalpflege 
 
1 
Im Zusammenhang mit Ausgrabungen: 
 
1.1  
Ausgaben für befristet eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, soweit diese nicht durch 
die Arbeitsverwaltung finanziert werden und sie ausschließlich und zusätzlich in den 
geförderten Projekten tätig sind. 
 
1.2  
Ausgaben für befristet eingestellte studentische Hilfskräfte bei archäologischen 
Ausgrabungen, Prospektionen, zur Dokumentation und Auswertung, soweit diese 
ausschließlich und zusätzlich in den geförderten Projekten tätig sind. 
 
1.3  
Ausgaben für Werkverträge mit Dritten im Zusammenhang mit archäologischen Maßnahmen. 
 
1.4  
Ausgaben für den Einsatz von für archäologische Grabungen notwendigem technischem 
Gerät, wie zum Beispiel Mieten für Großgeräte, wie Bagger oder Lastwagen oder 
entsprechende Leasingkosten. 
 
1.5  
Ausgaben zum Ankauf von grabungsspezifischen Verbrauchsmaterialien, wie zum Beispiel 
Werkzeuge, Folien, Zeichenmaterialien und Ähnliches und technischen Geräten zur 
Prospektion, Vermessung und Dokumentation. Gegenstände, deren Anschaffungskosten 410 
Euro ohne Umsatzsteuer übersteigt, sind zu inventarisieren und bis Ablauf der 
Zweckbindungspflicht ausschließlich für weitere Maßnahmen gemäß dieser Förderrichtlinie 
zu verwenden. Die Zweckbindungsfrist beträgt fünf Jahre. 
 
2 
Im Zusammenhang mit sonstigen bodendenkmalpflegerischen Maßnahmen: 
 
2.1  
Ausgaben für Luftbildaufnahmen- und andere Prospektionsmaßnahmen. 
 
2.2  
Ausgaben für die wissenschaftliche Untersuchung und Erforschung von Bodendenkmälern 
und Funden. 
 
2.3  
Ausgaben für die Fundbearbeitung und Fundaufbewahrung, einschließlich Mieten für zeitlich 
befristet angemietete Lagerräume. 
 
2.4  
Ausgaben zur Konservierung und Restaurierung von beweglichen Bodendenkmälern. 
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2.5  
Ausgaben zur Konservierung und Restaurierung von ortsfesten Bodendenkmälern. 
 
2.6  
Ausgaben für Veröffentlichungen auf dem Gebiet der Bodendenkmalpflege. 
 
2.7  
Ausgaben für Entschädigungen und Belohnungen in der Umsetzung von § 17 des 
Denkmalschutzgesetzes. 
 
3 
Im Zusammenhang mit Sonderprojekten: 
 
3.1  
Ausgaben der Planung und Durchführung wissenschaftlicher Fachtagungen. 
 
3.2  
Ausgaben der Planung und Durchführung archäologischer und paläontologischer 
Ausstellungen. 
 
3.3  
Ausgaben für naturwissenschaftliche Untersuchungen und Gutachten, wie zum Beispiel 
Geophysik, Materialanalysen und naturwissenschaftliche Datierungsverfahren. 
 
3.4  
Ausgaben für paläontologische Forschungen. 
 
3.5  
Ausgaben für Digitalisierungsprojekte von Bodendenkmaldaten. 
 
3.6  
Ausgaben für Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit und Präsentation von Bodendenkmälern 
wie zum Beispiel Beschilderungen, Schutzbauten, archäologische Wanderwege und 
Rundtouren. 
 
3.7  
Ausgaben für bodendenkmalpflegerische Maßnahmen der Stadtarchäologien im Sinne der 
vorgenannten Fördertatbestände. 
 
4 
Bei der Bemessung der Zuwendung sind die Interessen des Landes und des 
Zuwendungsempfängers sorgfältig abzuwägen. Dabei sind insbesondere folgende Kriterien zu 
berücksichtigen: 
 
4.1 Bedeutung des Denkmals, 
 
4.2 Notwendigkeit, Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der Maßnahme und 
 
4.3 Vorteile und Belastungen des Zuwendungsempfängers aus dem Denkmal. 
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5 
Bei der Bemessung der Zuwendungen für studentische Hilfskräfte und bei wissenschaftlichen 
Untersuchungen sind Personalkosten zugrunde zu legen, die sich an den Richtlinien der 
Tarifgemeinschaft über die Arbeitsbedingungen der wissenschaftlichen und studentischen 
Hilfskräfte vom 23. Juni 2008 in der jeweils geltenden Fassung orientieren. Die Höhe der 
Förderung bei wissenschaftlichen Mitarbeitern richtet sich nach dem Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) und dessen Entgeltordnung (VKA).  
 

– MBl. NRW. 2019 S. 211


